
Das Erkennen dieser unterschiedli­
chen Rechtslage ist durchaus von 
Bedeutung. So wäre nach geltendem 
Recht z. B. im Falle einer lediglich 
sachlichen Unzuständigkeit in Zivil­
und Familiensachen auf Antrag eine

Verweisung vom unzuständigen an 
das zuständige Gericht möglich 
(§ 276 ZPO). Bei Vorliegen der Un­
zulässigkeit des Gerichtsweges gibt 
es dagegen keine Verweisung an das 
andere, zuständige Organ. Eine Aus­

nahme macht hier lediglich § 28 
AGO.
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Rechtsprechung

Strafrecht

§§ 63, 64, 118, 8 Abs. 2, 30, 33 StGB; §§ 24, 25 Lebens­
mittelgesetz; §§ 4, 6 der АО über den Verkehr mit 
Speisepilzen und daraus hergestellten Pilzerzeugnissen 
vom 18. Oktober 1963 (GBl. II S. 838).
1. Der Zweck der Bestimmungen über die Bestrafung 
bei mehrfacher Gesetzesverletzung besteht darin, das 
straf rechts widrige Verhalten des Täters in seiner Ge­
samtheit zu erfassen und allseitig zu charakterisieren. 
Sie finden folglich bei Gesetzeseinheit keine Anwen­
dung.
2. Die Tatbestände der §§ 24, 25 Lebensmittelgesetz 
stehen zu § 118 StGB im Verhältnis vom Besonderen 
zum Allgemeinen (Spezialität), da sie eine spezielle 
Art und Weise, der fahrlässigen Körperverletzung be­
schreiben.
3. Zur unbewußten Pflichtverletzung aus verantwor­
tungsloser Gleichgültigkeit beim Inverkehrbringen von 
Speisepilzen, unter denen sich auch Giftpilze befinden.
4. Zur Anwendung der Verurteilung auf Bewährung, 
wenn infolge fahrlässigen Inverkehrbringens von Le­
bensmitteln (hier: Pilzen) bei mehreren Menschen ein 
erheblicher Gesundheitsschaden eingetreten ist.
OG, Urt. vom 21. April 1971 — 5 Zst 3/71.

Der Angeklagte sammelt seit etwa 12 Jahren in seiner 
Freizeit zum eigenen Verzehr und zum Verkauf Pilze. 
Am 13. September 1970 verkaufte er der Familie E. 
1У2 kg Pilze. Entgegen seiner Annahme waren darunter 
giftige grüne Knollenblätterpilze. Alle drei Familien­
mitglieder, die die Pilze gegessen hatten, erlitten eine 
lebensgefährliche Pilzvergiftung.
Auf Grund dieses Sachverhalts hat das Kreisgericht 
den Angeklagten wegen fahrlässiger Körperverletzung 
im schweren Fall gemäß § 118 Abs. 1 und 2 StGB in 
Tateinheit mit ungenehmigtem Inverkehrbringen von 
Lebensmitteln gemäß §§ 24 und 25 Lebensmittelgesetz 
zu einer Freiheitsstrafe in Höhe von einem Jahr und 
drei Monaten verurteilt.
Die hiergegen eingelegte Berufung hat das Bezirksge­
richt mit Beschluß vorn 13. November 1970 als offen­
sichtlich unbegründet verworfen.
Der Generalstaatsanwalt der DDR hat zugunsten des 
Angeklagten die Kassation des Urteils des Kreisge­
richts beantragt. Der Antrag führte zur Aufhebung des 
Urteils.

Aus den G r ü n d e n ;
Das Kreisgericht ist bei der Prüfung der strafrecht­
lichen Verantwortlichkeit davon ausgegangen, daß 
sich der Angeklagte seiner sich aus §§ 4 und 6 der 
АО über den Verkehr mit Speisepilzen und daraus her- 
gestellten Pilzerzeugnissen vom 18. Oktober 1963 
(GBl. II S. 838) sowie aus §§ 24, 25 des Gesetzes über 
den Verkehr mit Lebensmitteln und Bedarfsgegenstän­
den — Lebensmittelgesetz — vom 30. November 1962 
(GBl. I S. Ill) i. d. F. des Anpassungsgesetzes vom
11. Juni 1968 (GBl. I S. 242) ergebenden Pflicht nicht 
bewußt gewesen sei, weil er sich an das pflichtwidrige 
Verhalten gewöhnt und dadurch die eingetretenen, bei 
pflichtgemäßem Verhalten voraussehbaren und ver­

meidbaren schädlichen Folgen gemäß § 8 Abs. 2 StGB 
fahrlässig herbeigeführt habe.
§ 4 der АО vom 18. Oktober 1963 besagt, daß Speise­
pilze vor dem gewerbsmäßigen Inverkehrbringen sach­
kundig durch Pilzsachverständige oder Pilzkundige zu 
überprüfen sind. Entsprechend § 6 dieser АО dürfen 
Pilze im sog. Hausierhandel nur vertrieben werden, 
wenn entweder ein Prüfungsnachweis vorliegt oder der 
Verkäufer selbst über die erforderlichen Sachkennt­
nisse als Pilzkundiger verfügt. Nach § 25 Abs. 1 Le­
bensmittelgesetz wird mit öffentlichem Tadel, Geld­
strafe, Verurteilung auf Bewährung oder Freiheits­
strafe bis zu zwei Jahren bestraft, wer fahrlässig gegen 
die sich aus §§ 4 und 6 der АО ergebenden Pflich­
ten verstößt und dadurch einen erheblichen Gesund­
heitsschaden verursacht.
Die §§ 24, 25 Lebensmittelgesetz sind die speziellen 
Tatbestände gegenüber § 118 StGB, so daß ihre tat­
einheitliche Anwendung nicht möglich ist. Da der 
Zweck der Bestimmungen über die Bestrafung bei 
mehrfacher Gesetzesverletzung (§§ 63, 64 StGB) darin 
besteht, das strafrechtswidrige Verhalten des Täters in 
seiner Gesamtheit zu erfassen und allseitig zu charak­
terisieren, finden diese Bestimmungen dann keine An­
wendung, wenn Gesetzeseinheit besteht, d, h. nur schein­
bar mehrere Tatbestände verletzt wurden. Im vorlie­
genden Falle stehen die Tatbestände des § 118 StGB 
Und der §§ 24, 25 Lebensmittelgesetz im Verhältnis 
vom Allgemeinen zum Besonderen (Spezialität). Die ge­
nannten Bestimmungen des Lebensmittelgesetzes erfas­
sen eine spezifische Verhaltensweise der fahrlässigen 
Körperverletzung, so daß die strafrechtliche Verant­
wortlichkeit des Angeklagten ausschließlich auf der 
Grundlage dieser Spezialnormen zu prüfen ist. Dies 
haben Kreisgericht und Bezirksgericht nicht erkannt. 
Dem Kreisgericht ist darin zu folgen, daß der Ange­
klagte die ihm nach §§ 4 und 6 der АО vom 18. Okto­
ber 1963 obliegenden Rechtspflichten verletzt hat. Er 
veräußerte gewerbsmäßig Pilze, ohne die Vorausset­
zungen dafür zu schaffen, daß durch ihren Verzehr 
die Gesundheitsschädigung anderer Menschen ausge­
schlossen ist. Er hat die Pilze weder daraufhin prüfen 
lassen noch hafte er selbst genügend Sachkenntnis. 
Das ist bereits dadurch bewiesen, daß er den giftigen 
grünen Knollenblätterpilz mit einem Waldchampignon 
verwechselte, wodurch es zur Vergiftung von drei 
Menschen kam.
Weiter ist dem Kreisgericht darin zuzustimmen, daß 
sich der Angeklagte seiner Pflichtverletzung nicht be­
wußt war. Das Kreisgericht hat aber fehlerhaft ange­
nommen, der Angeklagte sei sich der Pflichtverletzung 
deshalb nicht bewußt gewesen, weil er sich infolge 
verantwortungsloser Gleichgültigkeit an die Pflicht­
verletzung gewöhnt habe. Es hat damit die beiden un­
terschiedlichen Alternativen des § 8 Abs. 2 StGB nicht 
exakt auseinandergehalten.
§ 8 Abs. 2 StGB unterscheidet zwischen zwei eindeutig 
voneinander abgegrenzten Alternativen nichtbewußter 
Pflichtverletzung. Ihr Vorliegen kann allein anhand 
der in dieser Bestimmung genannten Kriterien geprüft 
werden. Gemäß § 8 Abs. 2 StGB ist das Nichtbewußt-
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